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EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

Rudolf Hrbek

Der mühsame Einstieg in die EG-Reform
Mit dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte im Juli dieses Jahres wurde ein 

erster Schritt zur Reform der E G getan. Welche konkreten Entscheidungen der Mitgliedstaaten 
sind danach notwendig? Wie steht es um deren Realisierungsaussichten?

Die in der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA)’ 
vorgenommene Änderung und Ergänzung der EG- 

Gründungsverträge stellt den vorläufigen Abschluß ei­
ner etwa siebenjährigen Reformdiskussion^ dar. Ge­
messen an den zum Teil weitreichenden und ehrgeizi­
gen Reform-Forderungen und -Vorstellungen -  die 
Kompetenzen der EG sollten auf weitere wichtige Poli­
tikfelder erstreckt und das gemeinschaftliche Entschei­
dungssystem sollte in seiner Effizienz und demokrati­
schen Qualität spürbar verbessert werden -  ist das Er­
gebnis bescheiden. In diesem Urteil stimmen europapo­
litische Akteure^ wie wissenschaftliche Beobachter und 
Kommentatoren'' weitestgehend überein.

□  Der Funktionsbereich der Gemeinschaft wird um 
„Forschung und technologische Entwicklung“ sowie 
„Umwelt“ erweitert, Entscheidungen bedürfen hier je­
doch der Einstimmigkeit.

□  Die Vertragsbestimmungen auf dem Gebiet der „So­
zialpolitik“ werden um Absichtserklärungen zur „Ver­
besserung insbesondere der Arbeitsumwelt“ und zur 
Förderung des „Dialogs zwischen den Sozialpartnern“ 
ergänzt.

□  Die Vollendung des Binnenmarktes soll durch Ent­
scheidungen mit qualifizierter Mehrheit (54 von 76 Stim­
men der jetzt zwölf Mitgliedstaaten) erleichtert und ge­
fördert und bis Ende 1992 erreicht werden. Bestimmun­
gen über die Steuern sowie über Berufsordnung, Aus-

Prof. Dr. Rudolf Hrbek, 48, ist Ordinarius für Politik­
wissenschaft an der Universität Tübingen.
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bildung und Berufszugang bedürfen jedoch weiter der 
Einstimmigkeit. Zudem erlauben Schutzklauseln einzel­
nen Mitgliedstaaten, aus der gemeinsamen Front aus­
zuscheren, sofern nicht wirtschaftliche Gründe vorlie­
gen, es sich also nicht um ein Mittel zur willkürlichen Dis­
kriminierung oder des verschleierten Protektionismus 
handelt.

□  Unter der Bezeichnung „wirtschaftlicher und sozia­
ler Zusammenhalt“ wird die Revision von Struktur und 
Verwendung der Fonds sowie anderer Finanzierungsin­
strumente zugunsten der schwächeren Mitgliedstaaten 
anvisiert, wobei Entscheidungen einstimmig ergehen 
müssen.

□  Die Zusammenarbeit in der Wirtschafts- und Wäh­
rungspolitik soll auf das Ziel der Konvergenz ausgerich-

' Der Text der im Februar 1986 Unterzeichneten und nach Abschluß des 
Ratifikationsverfahrens in allen zwölf Mitgliedstaaten schließlich im Juli 
1987 in Kraft getretenen EEA ist abgedruckt in Beilage 2/86 des Bulletins 
der EG, in: Europa Archiv 6/1986, S. D 163-182 und in EuR 2/1986, 8. 
175-198.

 ̂ Einen knappen Überblick gibt Rudolf H r b e k :  Die „Europäische 
Union" als unerfüllbare integrationspolitische Daueraufgabe? Lehren 
aus dem Reform-Septennium der EG (1980-1987), in: Ernst-Joachim 
M e s t m ä c k e r ,  Hans I V I ö l l e r ,  Hans-Peter S c h w a r z  
(Hrsg.): Eine Ordnungspolitik für Europa. Festschrift für Hans von der 
Groeben, Baden-Baden 1987, S. 167-200, insbes. S. 170-185. Über die 
Anfangsphase der Reformdiskussion informiert ausführlich der Sam­
melband Bruno B e n g e l  u.a.: Nur verpaßte Chancen? Die Reform­
berichte der Europäischen Gemeinschaft, Bonn 1983. Über die dann fo l­
gende jüngere Phase der Reformdiskussion, also seit 1984, informiert 
(mit Quellentexten) der Sammelband Werner W e i d e n f e I d , Wolf- 
gang W e s s e l s  (H rsg.):W egezur Europäischen Union, Vom Vertrag 
zur Verfassung?, Bonn 1986.

 ̂ Repräsentativ hierfür sind Reden und Erklärungen, die anläßlich der 
Unterzeichnung der EEA in Luxemburg am 17. 2. 1986 sowie in Den 
Haag am 28.2 .1986  abgegeben wurden, namentlich die Rede des Vize­
präsidenten des Europäischen Parlaments, Siegbert Alber, und des ita­
lienischen Außenministers Andreotti, Die Reden und Erklärungen sind 
abgedruckt in einer vom Rat der EG herausgegebenen Broschüre.
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tet sein; institutioneile Änderungen, also die Weiterent­
wicklung des EWS, unterliegen der Einstimmigkeit.

□  Bestimmungen über „Die europäische Zusammen­
arbeit in der Außenpolitik“ stellen die EPZ auf eine ver­
tragliche Grundlage, kodifizieren aber nur die bisher ge­
übte Praxis.

□  Das Entscheidungssystem wird nur marginal modifi­
ziert: weder erfährt das Europäische Parlament die seit 
langem vielfach geforderte Stärkung, noch wird die Ein- 
stimmigkeits- (also Veto-)Praxis des Rates in ihrem 
Kern eingedämmt.

Startschwierigkeiten

Obwohl die EEA also als Reformwerk bescheiden ist, 
konnten die Bestimmungen erst im Juli 1987 in Kraft tre­
ten:

□  In Dänemark sah sich die dortige Minderheitsregie­
rung veranlaßt, eine konsultative Volksabstimmung 
durchzuführen, weil einer Parlamentsmehrheit eine 
Reihe von Bestimmungen zu weit ging. 56,2% der Wäh­
ler (bei einer Wahlbeteiligung von 74,8%) billigten am 
27.2.1986 zwar die EEA, die Debatte bestätigte aber er­
neut die mehrheitlich skeptische Grundhaltung der Dä­
nen gegenüber weiterreichendem Integrationsfort­
schritt®.

C In der Bundesrepublik Deutschland konnte das Rati­
fikationsverfahren erst kurz vor Ende des Jahres 1986 
abgeschlossen werden. Die Länder hatten ihre Zustim­
mung von der gesetzlichen Verankerung verstärkter Mit­
wirkungsrechte beim innerstaatlichen Entscheidungs­
prozeß in EG-Angelegenheiten-sofern Länderbelange 
nachhaltig berührt werden -  im Ratifikationsgesetz ab­
hängig gemacht. Während der Beratungen zwischen 
Bund und Ländern waren zudem von den Ländern teils 
gravierende Vorbehalte gegen einige neue Bestimmun­
gen artikuliert worden®.

[I Das Inkraftreten der EEA wurde schließlich noch da­
durch verzögert, daß die irische Regierung trotz positi­
vem Parlamentsbeschluß die Ratifikationsurkunde zu­
nächst noch nicht hinterlegen konnte, weil ein Bürger 
mit dem Argument, die EEA sei verfassungswidrig, 
Klage erhoben hatte. Während die Klage in erster In­
stanz am 12.2.1987 abgewiesen worden war, entschied 
der Oberste Gerichtshof Irlands am 9. 4. 1987 zugun­
sten des Antragstellers: die Bestimmungen über die Zu­
sammenarbeit in der Außenpolitik seien mit der irischen 
Verfassung unvereinbar. Regierung und Parlament 
mußten daher ein Referendum über eine Verfassungs­
änderung durchführen lassen, das am 26.5.1987 abge­
halten wurde und, bei einer Wahlbeteiligung von nur 
44%, 69,9% Ja-Stimmen und 30,1 % Nein-Stimmen er­
brachte. Nach einer Frist von 3 Wochen wurde die Ver­
fassungsänderung gültig, so daß am 1. 7.1987 die EEA 
in Kraft treten konnte^.

Die EEA bot also nicht mehr als Möglichkeiten für Inte­
grationsfortschritte. Damit die Chance genutzt wird, 
mußten auf die Absichtserklärungen, Zielsetzungen 
und Bekenntnisse konkrete Maßnahmen folgen. Die 
weitere Entwicklung hing also -  wie bisher -  weitgehend 
von den Staaten und ihren Regierungen ab. Nur wenn 
sie entschlossen waren, die neuen Bestimmungen zu 
nutzen, und nur wenn sie dabei Konsens finden könn­
ten, wobei ihre jeweiligen Interessen angemessen be­
rücksichtigt würden, konnte die EEA ein Erfolg werden.

Die lange währende und mühsam verlaufene Reform­
diskussion seit 1980 gab diesbezüglich keinen Anlaß zu 
Optimismus. Mit der Aufnahme Portugals und Spaniens 
war der Kreis der Mitglieder um zwei Staaten mit spezifi­
schen Problemen, aber deshalb auch besonderen Er­
wartungen, nochmals größer geworden; die Konsens­
suche würde wohl noch schwieriger werden. Und: aktu­
elle Probleme -  vor allem die noch nicht abgeschlosse­
nen Reformen, die nach dem Gipfel von Fontainebleau 
im Sommer 1984 eingeleitet worden waren, sowie die

■' Vgl. dazu Rudolf H r b e k , Thomas L ä u f e r : Die Einheitliche Eu­
ropäische Akte. Das Luxemburger Reformpaket: Eine Etappe im Inte­
grationsprozeß, in: Europa Archiv 6/1986, 8, 173-184: Wolfgang W e s ­
s e l s :  Die Einheitliche Europäische Akte -  Zementierung des Status 
quo oder Einstieg in die Europäische Union?, in: Integration 2/1986, 8. 
65-79; Rudolf H r b e k :  EG-Reform in kleinen Schritten, in: WIRT­
SCHAFTSDIENST 66. Jg. (1986), H. 4, S. 172-178: Werner W e i d e n -  
f e I d : Die Einheitliche Europäische Akte, in: Außenpolitik 4/1986, 8. 
375-383: mehrere Beiträge in der speziell der EEA gewidmeten Aus­
gabe der Zeitschrift „integration" 3/1986: Hans-Joachim G I a e s n e r : 
Die Einheitliche Europäische Akte, in: EuR 2/1986. S. 119-152: beson­
ders kritisch Pierre P e s c a t o r e :  Die „Einheitliche Europäische
A k te " -e in e  ernste Gefahr für den Gemeinsamen Markt, in: EuR 2/1986, 
S. 153-169.

 ̂ Vgl. dazu Wolfgang S c h u m a n n :  Lagenotiz betr: Das dänische 
Referendum zur Einheitlichen Europäischen Akte: Hintergründe und 
Konsequenzen, Ebenhausen, August 1986. Über die grundsätzliche 
Haltung Dänemarks informiert die Studie von Wolfgang S c h u m a n n :  
Dänemark in der Gemeinschaft. Bestimmungsfaktoren und Handlungs­
spielraum dänischer EG-Politik, Ebenhausen, August 1985.

*’ Vgl. hierzu als kurzen Überblick Rudolf H r b e k :  Die deutschen 
Länder in der EG-Politik, in: Außenpolitik 2/1987, S. 120-132: sowie Re­
nate H e 11 w I 9 : Die Rolle der Bundesländer in der Europa-Politik. 
Das Beispiel der Ratifizierung der Einheitlichen Europäischen Akte, in: 
Europa Archiv 10/1987, S. 297-302, Eine ausführlichere Darstellung d ie­
ser Problematik enthält der Sammelband Rudolf H r b e k ,  Uwe 
T h a y s e n (Hrsg.): Die deutschen Länder und die Europäischen Ge­
meinschaften, Baden-Baden 1986.

Vgl. hierzu Berichte in der Neuen Zürcher Zeitung vom 14. und 28. 4. 
1987 sowie 24./25. 5. 1987. in Die Zeit vom 5. 6. 1987, sowie in Ireland 
Today (Bulletin of the Department of Foreign Affairs), Nr. 1037, May/June 
1987. S. 3. The Irish Times brachte regelmäßig Beiträge zu diesem Vor­
gang, nicht zuletzt auch einen Überblick über die verschiedenen im Re­
ferendums-Wahlkampf vorgetragenen Argumente.

 ̂ „D ie Einheitliche Akte muß ein Erfolg werden: Eine neue Perspektive 
für Europa", Mitteilung der Kommission (Dok. KOM (87) 100) an den Rat 
vom 15. 2, 1987, Abgedruckt in Bulletin der EG, Beilage 1/87 sowie, in 
wesentlichen Auszügen, m Europa Archiv 8/1987, S, D 217-232.
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rasch wachsende Finanzlücke -  drohten die Aufmerk­
samkeit der Beteiligten so stark zu absorbieren, daß für 
Bemühungen um mittelfristige Entwicklungen und 
durchgreifende Reformen kein Raum mehr bleiben 
würde.

Kommissionsvorschläge

Das war die Ausgangslage, in der die EG-Kommis- 
sion im Februar 1987 Vorschläge für die weitere Entwick­
lung der Gemeinschaft unterbreitete®. Diese unter der 
Bezeichnung „Delors-Paket“ firmierenden Vorschläge 
enthalten die nach Auffassung der Kommission nötigen 
Voraussetzungen für den Erfolg der EEA. In drei Berei­
chen werden durchgreifende Reformen vorgeschlagen: 
Gemeinsame Agrarpolitik, Strukturfonds und Finanzsy­
stem.

□  Reform der Agrarpolitik. Hier strebt die Kommission, 
wie schon in ihrem „Grünbuch“ von 1985®, ein besseres 
Gleichgewicht der Agrarmärkte an, also die Reduzie­
rung von Überschüssen und der zu ihrer Beseitigung nö­
tigen Etatmittel von derzeit über 60% auf allenfalls 
50%. Dieses ehrgeizige Ziel soll durch folgende Maß­
nahmen erreicht werden: „Eine restriktive Preispolitik, 
eine flexiblere Anwendung der Garantieregelung und 
der Interventionsmechanismen, eine Verstärkung der 
Erzeugermitverantwortung, auch mit Hilfe der Quoten­
regelung.“ Angesichts der großen Unterschiede in der 
Agrarstruktur der zwölf Mitgliedstaaten betrachtet die 
Kommission die Schaffung eines ergänzenden Instru­
ments zur Einkommensstützung auf Gemeinschafts­
ebene für unerläßlich; sofern es auf diesem Gebiet zu 
nationalen Sondermaßnahmen kommen würde, müß­
ten diese in einen gemeinschaftlichen Rahmen einge­
bunden werden. Schließlich werden Vorschläge zur Än­
derung des agromonetären Systems angekündigt, wo­
bei es um den umstrittenen Grenzausgleich geht. Mit ih­
rem Hinweis, daß „Regionalmaßnahmen“ -  also im 
Zuge der Reform der Strukturfonds zu treffende Maß­
nahmen -  das hier vorgeschlagene Instrumentarium er­
gänzen müßten, unterstreicht die Kommission, daß es 
sich bei ihren Vorschlägen in der Tat um ein Gesamtkon­
zept, im EG-Jargon „Paket“ genannt, handelt.

□  Reform der Strukturfonds. Für die gemeinschaftliche 
Strukturpolitik werden fünf Ziele genannt: Förderung 
rückständiger Regionen, Unterstützung von in eine Not­
situation geratenen Industrieregionen, Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit, Erleichterung der beruflichen

® Abgedruckt in Bulletin der EG 12/1985.

Es handelt sich um den Europäischen Fonds für regionale Entwick­
lung (EFRE), den Europäischen Sozialfonds (ESF) und den Europäi­
schen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abt. Aus­
richtung.

Eingliederung der Jugendlichen, Förderung der Ent­
wicklung des ländlichen Raumes im Zusammenhang 
mit der Reform der gemeinsamen Agrarpolitik. Die Kom­
mission schlägt vor, die Mittel für die drei Strukturfonds’® 
bis 1992 real zu verdoppeln, also auf etwa 25 % des Ge­
samtetats zu erhöhen. Dem ersten Ziel, „den Entwick­
lungsrückstand der am stärksten benachteiligten Regio­
nen aufzuholen“ , wird eindeutig Priorität zugeschrie­
ben. Deshalb sollen bis zu 80 % der Mittel des Regional­
fonds für solche strukturell benachteiligten Regionen 
aufgewandt werden. Mit dieser Akzentsetzung möchte 
die Kommission dem mit dem Beitritt Portugals und Spa­
niens noch stärker spürbar gewordenen Nord/Süd-Ge­
fälle in der Gemeinschaft Rechnung tragen. Um eine 
bessere Wirkung der Mittel der drei Strukturfonds zu er­
reichen, soll künftig Maßnahmen im Rahmen von Pro­
grammen gegenüber der Finanzierung von Einzelvor­
haben Vorrang gegeben werden. Weiter wird ange­
strebt, die Maßnahmen der einzelnen Fonds besser zu 
koordinieren, wofür gleichfalls die Einordnung in Pro­
gramme vorgesehen wird.

□  Reform des Finanzsystems. Die Kommission ver­
weist eingangs darauf, daß die nach dem jetzigen Fi­
nanzsystem zur Verfügung stehenden Mittel nicht aus­
reichen, daß auch die beabsichtigte Erhöhung der Ober­
grenze des Mehrwertsteueranteils von 1,4% auf 1,6% 
Haushaltslücken nicht wird vermeiden können und daß 
die Mitgliedstaaten mit ihrer Zustimmung zur EEA zu­
sätzliche Aufgaben -  die ausgabenwirksam seien -  be­
schlossen bzw. in Aussicht genommen hätten. Die Kom­
mission schlägt daher vor, das System der Eigenmittel 
der Gemeinschaft, die sich bisher aus Zöllen, Abschöp­
fungen und einem Anteil des Mehrwertsteueraufkom­
mens zusammensetzen, um eine weitere Einnahmeart 
zu ergänzen. „Die Bemessungsgrundlage dieser zu­
sätzlichen Einnahmen soll aus dem Unterschied zwi­
schen dem Bruttosozialprodukt jedes Landes und der 
Mehrwertsteuer-Bemessungsgrundlage bestehen.“ 
Die hier vorgeschlagene Orientierung am Bruttosozial­
produkt der Mitgliedstaaten sei als Berechnungsgrund­
lage gerechter, da an der tatsächlichen Leistungskraft 
der Staaten orientiert, wie sich an ihren Investitionen, 
öffentlichen Ausgaben und dem Bilanzüberschuß ab­
lesen läßt. Der Mehrwertsteueranteil könnte dann auf 
1 % reduziert werden. Bis 1992 soll der Höchstsatz der 
zurVerfügung stehenden Mittel 1,4% des Bruttosozial­
produkts der Gemeinschaft betragen. Großbritannien 
soll auch weiterhin entlastet werden, jedoch soll der Ra­
batt nur noch 50% betragen; an seiner Deckung sollen 
alle Mitgliedstaaten beteiligt werden, die Bundesrepu­
blik Deutschland aber nur bis zu einem Höchstanteil von 
25%. Die Reform des Finanzsystems soll ergänzt wer­

WIRTSCHAFTSDIENST 1987/X 499



EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

den durch Maßnahmen für eine verstärkte Haushalts­
disziplin sowie neue Regeln für die Haushaltsführung.

Umverteilungen

Der innere Zusammenhang der einzelnen Reform- 
Elemente ist evident. Ohne die Reform der gemein­
schaftlichen Agrarpolitik wäre selbst bei einer substan­
tiellen Erhöhung der Eigenmittel der finanzielle Spiel­
raum der Gemeinschaft bald wieder gleich Null; ganz 
abgesehen davon, daß ohne die Agrarpolitikreform die 
Zustimmung zu einem größeren Finanzvolumen nicht 
erwartet werden kann” . Ohne die spürbare Aufstockung 
der Mittel für die Strukturfonds werden die wirtschaftlich 
schwächeren Mitgliedstaaten dem weiteren Ausbau 
des Binnenmarktes nicht zustimmen, weil dieser primär 
den leistungsfähigen Industriestaaten im Norden der 
Gemeinschaft nutzt, sie selbst aber erheblichen zusätz­
lichen Belastungen aussetzt; und ohne eine erhebliche 
Aufstockung des Haushalts können neue Politiken -  ins­
besondere auf den Gebieten Forschung und Technolo­
gie sowie Umwelt -  nicht finanziert werden.

Die Reformvorschläge der Kommission implizieren 
letztlich Umverteilungen, rühren also an Besitzstände. 
Diejenigen Mitgliedstaaten, denen hier Opfer zugemu­
tet werden, werden diese nur dann akzeptieren, wenn 
ihnen anderwärts Kompensationen winken. So erweist 
sich das Delors-Paket als ein überaus ehrgeiziges und 
durchgreifendes Reformkonzept, dessen rasche Reali­
sierbarkeit allerdings höchst ungewiß ist. Daß diese 
skeptische Einschätzung nicht unberechtigt ist, zeigt 
das Ergebnis der Sitzung des Europäischen Rates in 
Brüssel Ende Juni 1987. Dort sollten, auf der Grundlage 
der Vorschläge der Kommission, die erforderlichen Ent­
scheidungen zur Realisierung des in der EEA enthalte­
nen Entwicklungsprogramms für die Gemeinschaft ge­
troffen werden. Tatsächlich aber wurden die Entschei­
dungen -  man könnte sagen: in gewohnter EG-Manier-  
vertagt: unter dem Vorsitz Dänemarks soll der nächste 
Europäische Rat Anfang Dezember 1987 in Kopenha­
gen entscheiden’ .̂

Bereits die ersten Reaktionen der Regierungen auf 
das Delors-Paket ließen rasche Entscheidungen nicht 
erwarten. Und in den vorbereitenden Beratungen im 
Vorfeld des Brüsseler Gipfels wurden die Schwierigkei­
ten auf den einzelnen Feldern, die eine einvernehmliche 
Entscheidung verhindert haben, nur zu deutlich. Im fol­
genden sollen die neuralgischen Punkte erläutert wer­
den, Dabei handelt es sich neben den drei Haupt-

”  Das ist eine kontinuierlich vorgetragene eherne Forderung der briti- 
sehen Premierministerin M, Thatcher.

Die Schlußfolgerungen der belgischen Präsidentschaft über die S it­
zung des Europäischen Rates in Brüssel sind abgedruckt in Agence 
Europe Nr. 4581 vom 2. 7.1987, S. 5-9,

komponenten des Delors-Pakets um Maßnahmen zur 
Vollendung des Binnenmarktes sowie um das Rahmen­
programm 1987-1991 auf dem Gebiet der gemeinschaft­
lichen Forschungspolitik und nicht zuletzt um aktuelle 
Probleme wie Finanzierungslücken und Festsetzung 
der Agrarpreise für 1987/88.

Aktuelle Etatlücken

Die Vorschläge der EG-Kommission zur Reform des 
Finanzsystems sind für die weitere Entwicklung der Ge­
meinschaft zweifellos von zentraler Bedeutung. Ihre An­
nahme würde das Finanzvolumen ganz beträchtlich -  
nämlich um ca. 50% -  erhöhen und es der Gemein­
schaft in den kommenden Jahren ersparen, in immer 
kürzeren Abständen, wie bisher, um jeweils unerläßliche 
Anhebungen zu feilschen. Wie dringend eine Neuord­
nung des Finanzsystems ist, zeigen die aktuellen Haus­
haltsprobleme.

□  Da geht es zum einen um die Deckung der Haus­
haltslücke für 1987, die zunächst auf mindestens 5 Mrd. 
ECU veranschlagt wurde; zur Jahresmitte wurde dann 
mit einem Betrag von über 6 Mrd. ECU gerechnet. Ihre 
Ursachen: ein von 1986 übernommenes Defizit von 0,8 
Mrd. ECU, um 1,5 Mrd. ECU geringere Zolleinnahmen 
und in ihrer Höhe nicht genau angebbare Mehrbelastun­
gen für die Agrarpolitik; die beiden letzten Positionen ge­
hen stark auf den Wertverfall des Dollars zurück. Die Be­
ratungen über einen Nachtragshaushalt zur Deckung 
des Defizits zogen sich über Monate hin und waren au­
ßerordentlich schwierig. Die von den Regierungen im 
Juli 1987 schließlich gefundene Lösung kann nicht be­
friedigen und ist -  als erneuter Notbehelf -  nur ein weite­
res Argument zugunsten durchgreifender Reformen. 
Die Minister einigten sich darauf, den Rest der Eigenmit­
tel auszuschöpfen, also die 1,4-%-Grenze des Mehr­
wertsteueranteils voll in Anspruch zu nehmen. Der Lö­
wenanteil des Defizits soll dadurch gedeckt werden, 
daß bei den Agrarerstattungen keine Vorauszahlungen 
mehr erfolgen, sondern erst nachträglich, im Rech­
nungsjahr 1988, Zahlungen geleistet werden. In der Zwi­
schenzeit müssen die Mitgliedstaaten vorfinanzieren, 
was nach Lage der Dinge nur über kurzfristige Kreditauf­
nahme möglich ist. Länder mit hohen Zinsen werden 
hier besonders belastet, weshalb Griechenland, Portu­
gal, Irland und Spanien auch eine Zinsvergütung von 
knapp 7 % auf ihren Kreditbedarf aus Gemeinschafts­
mitteln zugesagt wurde. Der Rest wird durch Stundung 
von an sich fälligen Rückzahlungen an die Mitgliedstaa­
ten sowie durch die befristete Überweisung des an sich 
den Mitgliedstaaten zustehenden 10%igen Anteils an 
den Zolleinnahmen an die Gemeinschaft aufgebracht. 
Solche Maßnahmen vertagen nur die Probleme und
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sind zu Recht als „Tricks“ '® oder auch „artistische Jon­
glierkunststücke“ ''' bezeichnet worden.

□  Da geht es zum zweiten um den Etat für 1988. Der 
Ansatz der EG-Kommission sieht einen Zuwachs von 
5% und damit ein Gesamtvolumen von etwa 40 Mrd. 
ECU vor. Er geht über die für 1988 zu erwartende Mehr­
wertsteuer-Obergrenze von 1,6% hinaus. Der Ansatz 
der Finanzminister der Mitgliedstaaten ist niedriger, liegt 
bei ca. 36 Mrd. ECU, wird aber angesichts viel zu niedrig 
veranschlagter Agrarausgaben als unrealistisch und 
letztlich unredlich kritisiert.

Künftiges Finanzsystem

So dringend also die Neuordnung des Finanzsystems 
ist, so schwierig wird ihre Realisierung sein. Mit dem 
Bruttosozialprodukt als zusätzlichem Maßstab für künf­
tige Finanzleistungen würde das System grundlegend 
geändert und insbesondere den wohlhabenderen Staa­
ten zugemutet, höhere Anteile zu erbringen. Realisie­
rungschancen ergeben sich aus dem Interesse eben 
dieser wohlhabenderen Staaten an der baldigen Vollen­
dung des Binnenmarktes. Ohne eine Ausweitung des 
Finanzvolumens, welches dann nicht zuletzt für die Auf­
stockung der Strukturfonds verwendet würde, die in er­
ster Linie den weniger entwickelten Staaten der EG- 
Südschiene zugute kommen soll, werden sich diese 
einer raschen Vollendung des Binnenmarktes verschlie­
ßen. Bundeskanzler Kohl hat denn auch auf dem Brüs­
seler Gipfel signalisiert, daß die Bundesrepublik den 
Vorschlägen der EG-Kommission zu folgen bereit sei.

Aber selbst wenn der Verwendung des Bruttosozial­
produkts als neuem zusätzlichem Kriterium für die Fest­
setzung der Eigeneinnahmen der Gemeinschaft im 
Prinzip zugestimmt würde, bleiben noch erhebliche l-1ür- 
den bei den Details. Dazu gehört vorrangig die Frage, 
ob Großbritannien auch künftig einen Rabatt zugestan­
den erhalten soll, was es selbst fordert, was die anderen 
Mitgliedstaaten aber zunächst zurückgewiesen haben. 
Hier steht gewiß weiteres Feilschen in bewährter Manier 
bevor. Dann geht es um die Frage, wann das neue Sy­
stem in Kraft treten soll und ob es als Ganzes das alte 
System ablösen oder zunächst durch Zwischenlösun­
gen vorbereitet werden soll. Der Haushaltsansatz der 
Kommission für 1988 geht -  wie selbstverständlich -  da­
von aus, daß bereits ab 1.1.1988 mehr Einnahmen zur 
Verfügung stehen. Angesichts der unterschiedlichen In­
teressenlage wäre es schon ein großer Erfolg, würde 
das neue System ab 1989 angewandt. Schließlich ist da

So in der S tuttgarter Zeitung vom 2. 7.1987.

So in der Neuen Zürcher Zeitung vom 16. 5.1987.
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die Hürde der Ratifizierung des neuen Systems in allen 
Mitgliedstaaten, da die Bestimmungen über die Ge­
meinschaftsfinanzen auf vertraglicher Grundlage beru­
hen. Großbritannien hat bislang nicht zu erkennen gege­
ben, daß es zustimmen würde. Die britische Premiermi­
nisterin möchte die aktuelle finanzielle Not der Gemein­
schaft als Druckmittel für eine durchgreifende Reform 
der gemeinschaftlichen Agrarpolitik nutzen und nicht -  
jedenfalls nicht vorzeitig -  aus der Hand geben.

Reform der Agrarpolitik

Die EG-Kommission orientierte sich bei ihren Vor­
schlägen zur Agrarpreisrunde 1987 an den Positionen, 
die sie im Delors-Paket eingenommen hatte, und setzte 
ihre bereits in den vergangenen Jahren begonnenen 
Bemühungen um allmähliche Wiedergewinnung des 
Marktgleichgewichts fort. Die Mitte Februar 1987 vorge­
legten Vorschläge waren Gegenstand monatelanger 
überaus kontroverser und schwieriger Beratungen; der 
Agrarministerrat konnte seine abschließenden Ent­
scheidungen über das „Preispaket“ für das Wirtschafts­
jahr 1987/88 erst Anfang/Mitte Juli 1987 fassen, nach­
dem sich die Staats- und Regierungschefs auf der Sit­
zung des Europäischen Rats in Brüssel über besonders 
schwierige Fragen verständigt hatten. I m einzelnen ging 
es beim „Preispaket“ um die folgenden Punkte:

□  Bei der Festlegung der Rieht- und Interventions­
preise verfolgte die Kommission weiterhin einen restrik­
tiven Kurs, was für einzelne Produkte das Einfrieren der 
Preise, für andere Produkte ihre Senkung beinhaltete. 
Es war insbesondere die Bundesrepublik, vertreten 
durch Landwirtschaftsminister Kiechle, die sich vehe­
ment gegen ihrer Meinung nach unvertretbar starke 
Preisabschläge zur Wehr setzte. Die Bonner Regie­
rungsparteien CDU und CSU sahen sich gezwungen, 
auf ihre bäuerliche Klientel sowie Wähler in ländlichen 
Regionen Rücksicht zu nehmen. Die Analyse der Ergeb­
nisse der Bundestagswahl sowie von Landtagswahlen 
hatten ihnen Unwillen und Kritik im ländlichen Bereich, 
die sich in starker Wahlenthaltung äußerten, signalisiert. 
Die schließlich beschlossenen Preise haben daher die 
Einsparungen niedriger ausfallen lassen, als sie von der 
Kommission vorgesehen worden waren: für 1987 um 
fast 1 Mrd. ECU und für 1988 um etwa 3,6 Mrd. ECU. 
Eng verknüpft mit den Entscheidungen über die Preise 
waren flankierende Maßnahmen für die Ausgestaltung 
der Marktordnungen. Hier hatte die Kommission die Re­
duzierung der Interventionspflicht, die Einführung von 
Garantiemengenschwellen und die Verschärfung der 
Qualitätspolitik gefordert. In der Kombination mit struk­
turellen Maßnahmen, die insbesondere die Unterstüt­
zung für Landwirte vorsehen, die sich für einen längeren
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Zeitraum zu extensiver oder ökologieorientierter Bewirt­
schaftung entschließen, war es möglich, bei der Ein­
dämmung des t\/lilchmarktes gewisse weitere Fort­
schritte zu erzielen.

C Gegen den von der Kommission geforderten Abbau 
des Grenzausgleichs wehrte sich wiederum die Bun­
desrepublik besonders heftig, da eine solche Maß­
nahme mit Preiseinbußen für die deutschen Erzeuger 
verbunden wäre. Eine Lösung wurde im Rahmen des 
Gipfels durch eine bilaterale deutsch-französische Ver­
ständigung ermöglicht. Sie sieht vor, daß der Grenzaus­
gleich schrittweise abgebaut werden soll, daß aber die 
hiervon betroffenen deutschen Landwirte aus nationa­
len Mitteln einen Ausgleich erhalten, den die anderen 
Mitgliedstaaten akzeptieren, also nicht als ungerechtfer­
tigte Subvention, die die Wettbewerbsbedingungen ver­
fälschen würde, ablehnen.

□  Mit dem Vorschlag einer sogenannten „Fettsteuer“ 
brachte die EG-Kommission ein neues Element in das 
Gesamtpaket ein. Mit der Begründung, die Konsumen­
tenpreise stabilisieren zu wollen, sollte auf pflanzliche 
Fette und Öle eine Abgabe erhoben werden, wenn die 
Durchschnittspreise eines Jahres unter dem Mittel der 
Sojaölpreise der Jahre 1981 bis 1985 liegen würden. 
Diese Abgabe, eine Art Verbrauchsteuer, sollte 1988 
mindestens 2 Mrd. ECU einbringen, die die Kommission 
für die immer teurer werdende Finanzierung der Fett­
marktordnung -  für 1988 rechnete sie mit einem Kosten­
aufwand in Höhe von 4 Mrd. ECU -  verwenden wollte. 
Vehementer Widerstand gegen diese Pläne kam insbe­
sondere von Großbritannien, der Bundesrepublik und 
den Niederlanden, die auf die negativen handelspoliti­
schen Auswirkungen verwiesen. Zudem war die Nei­
gung gering, konsumentenfeindliche Maßnahmen zu er­
greifen. Das Projekt wurde auf der Sitzung des Europäi­
schen Rates verworfen’ .̂

Es zeichnet sich ab, daß die Reform der gemein­
schaftlichen Agrarpolitik nur in kleinen und daher in ihrer 
Wirksamkeit begrenzten Schritten möglich ist. Wenn als 
letztlich allein wirksames Mittel der Produktionsbegren­
zung die Flächenstillegung (und eben nicht Mitverant­
wortungsabgabe, Produktionskontingentierung, Preis­
senkungen) bezeichnet wird'®, stellt sich die Frage, ob 
die dafür erforderlichen Voraussetzungen wirtschaftli­
cher und sozialer sowie politischer Art in den Mitglied-

Es gibt Mutmaßungen, die EG-Kommission hätte die Fettsteuer -  
wohl wissend um den W iderstand in etlichen Mitgliedstaaten -  nicht zu­
letzt deshalb in ihr Preispaket aufgenommen, um sich dieses Element 
dann abhandeln zu lassen, um also andere Ziele eher durchsetzen zu 
können,

® Diesen Standpunkt vertrat jüngst Sicco L, M a n s h o l t :  Beschrän­
kung der landwirtschaftlichen Produktion, Ein Problem der EG-Politik, 
in: Europa Archiv 15/1987, S. 429-436,
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Staaten vorhanden sind, eine entsprechende Politik also 
durchsetzbar wäre. Es spricht alles dafür, daß die'Re­
form der gemeinschaftlichen Agrarpolitik auch künftig 
als unerledigter Punkt auf derlagesordnung der EG ste­
hen wird.

Reform der Strukturfonds

Mit der Aufnahme Portugals und Spaniens ist das in­
nergemeinschaftliche Wohlstandsgefälle noch gewach­
sen. Der Beitritt der beiden Staaten war dann auch für 
die Kommission ein zusätzlicher Grund, bis 1992 die 
reale Verdoppelung der Strukturfonds zu fordern. Wäh­
rend die Staaten der Südschiene der EG diese Aufstok- 
kung als Minimum ansehen, gehen den meisten Staa­
ten der Nordschiene die Kommissionsvorschläge zu 
weit. Das zeichnete sich bereits unmittelbar nach Veröf­
fentlichung des Delors-Pakets ab. Ungeachtet der offen­
kundigen Widerstände hat die Kommission an ihrer 
Grundforderung festgehalten, wie die Vorlage eines Ge­
samtkonzepts Ende Juli 1987 zeigt. Dieser Rahmen­
plan konkretisiert die im Delors-Paket erstmals vorge­
stellten Überlegungen zugunsten eines effizienteren 
und konzentrierteren Einsatzes der Strukturfondsmittel. 
Regionen, in denen das Bruttosozialprodukt pro Kopf 
um mehr als 25% unter dem Gemeinschaftsdurch­
schnitt liegt, gelten demnach als „unterentwickelt“ und 
sollen mit bis zu 80% der Mittel des Regionalfonds ge­
fördert werden. Großen Wert legt die Kommission auf 
Maßnahmen im Rahmen mehrjähriger Entwicklungs­
programme, wobei die Gemeinschaftsinstitutionen mit 
nationalen Regierungen sowie regionalen und lokalen 
Behörden Zusammenarbeiten sollen.

Maßnahmen auf diesem Gebiet, die, wie es in der 
EEA heißt, der wirtschaftlichen und sozialen Kohäsion 
in der Gemeinschaft dienen sollen, sind bekanntlich un­
trennbar mit dem Ziel der Vollendung des Binnenmark­
tes verbunden. Das erklärt die Bereitschaft der Bundes­
republik, den Ansatz der Kommission -  wenn auch nicht 
in vollem Umfang und in allen Details -  zu unterstützen. 
Dieser Zusammenhang läßt auch erwarten, daß der ve­
hemente Widerstand Großbritanniens gegen eine ra­
sche Ausweitung des Finanzvolumens auf die Dauer 
nicht aufrechterhalten werden dürfte, weil London vom 
Binnenmarkt profitieren wird. Hier zeigt sich einmal 
mehr der innere Zusammenhang der verschiedenen 
Elemente des Reformpakets.

Vollendung des Binnenmarktes

Manche Beobachter sehen in dem Ziel, den Binnen­
markt bis 1992 zu vollenden, und dem zu diesem Zweck 
erleichterten, nämlich Mehrheitsentscheidungen vorse­
henden Entscheidungsverfahren, das Kernstück der
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EEA. Willy de Clercq, Mitglied der EG-Kommission, 
stellte in einem Vortrag zur Jahresmitte 1987 fest, daß 
auf diesem Gebiet in relativ kurzer Zeit sehr viel erreicht 
worden sei, obwohl der Ministerrat erst 57 der 180 von 
der Kommission vorgelegten Vorschläge gebilligt habe 
und das gesamte Programm zur Beseitigung der Han­
delsschranken etwa 300 Maßnahmen umfasse'^. Im Ar­
beitsprogramm der EG-Kommission für 1987, welches 
Präsident Delors am 18. 2.1987 vordem Europäischen 
Parlament öffentlich erläuterte’®, sind zur Frage des Bin­
nenmarktes eine Vielzahl von Einzelmaßnahmen nach 
Gruppen unter folgenden Stichworten genannt: Beseiti­
gung physischer, technischer und von Steuer-Grenzen, 
Maßnahmen zur Liberalisierung öffentlicher Aufträge, 
für die Gewährleistung der Freizügigkeit für Arbeitneh­
mer und freie Berufe, für die Schaffung eines günstigen 
Umfelds für die industrielle Zusammenarbeit und für 
freie Kapitalbewegungen und die Liberalisierung des 
Dienstleistungsmarktes’®. Als besonders wichtig und 
zugleich schwierig gelten insbesondere die Bereiche 
Steuerharmonisierung und Liberalisierung öffentlicher 
Aufträge.

Mitte Juli 1987 hat die EG-Kommission ihre Vor­
schläge zur Steuerharmonisierung vorgelegt. Für die 
Mehrwertsteuer wird keine völlige Harmonisierung vor­
geschlagen, sondern die Einführung von zwei Steuer­
sätzen, für die jeweils Bandbreiten mit einer Marge von 
5% gelten sollen. Der Normalsatz soll demnach zwi­
schen 14% und 19% liegen, der ermäßigte Satz (für Le­
bensmittel, Energieträger für Heizung und Beleuchtung, 
Personentransporte, pharmazeutische Produkte, Bü­
cher, Zeitungen und Zeitschriften) soll 4 % bis 9 % betra­
gen. Die Verwirklichung dieser Vorschläge wird in man­
chen Ländern auf Widerstände stoßen, da beispiels­
weise Großbritannien und Irland für einzelne Produkte 
des täglichen Bedarfs überhaupt keine Steuern erhe­
ben und Länder wie Dänemark und Irland ihre Normal­
sätze (jetzt 22% bzw. 25%) senken müßten. Weiterhin 
schlägt die Kommission für die einzelnen Verbrauch­
steuern die Einführung einheitlicher Werte vor, also für 
Spirituosen, Wein, Bier, Tabakwaren, Benzin, Diesel und 
Heizöl. Auch hier würde eine Realisierung der Vor­
schläge von Land zu Land unterschiedliche Konsequen­
zen haben und in einzelnen Staaten den finanziellen 
Spielraum der Regierungen empfindlich beeinträchti­
gen. Schwierigkeiten sind aber auch zu erwarten, wenn

Der Vortrag wurde vorder International Monetary Conference in Ham­
burg gehalten: vgl. den Bericht in der Neuen Zürcher Zeitung vom 23. 6. 
1987.

Das Arbeitsprogramm ist abgedruckt in Beilage 1 /87 des Bulletins der 
EG, S, 43 ff.

”  Ebenda, S. 54/55.

*  Vgl, den Bericht in der Neuen Zürcher Zeitung vom 23, 6,1987. 
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im Zuge der Harmonisierung die Anhebung von Sätzen 
erfolgen müßte. Wegen der weittragenden Konsequen­
zen diesbezüglicher Entscheidungen sieht die EEA des­
halb vor, daß Entscheidungen auf diesem Gebiet ein­
stimmig erfolgen müssen.

Es fällt auf, daß sowohl im Delors-Paket als auch im 
Arbeitsprogramm der EG-Kommission für 1987 keines­
wegs einheitlich von der „Vollendung des Binnenmark­
tes“ gesprochen wird. Statt dessen werden Wendungen 
wie „Verwirklichung eines großräumigen Marktes ohne 
Grenzen“ oder auch „Vollendung eines Raumes ohne 
Binnengrenzen“ benutzt. Und es wird festgestellt, daß 
„ein gemeinsamer Wirtschaftsraum“ errichtet werden 
müsse. Darunter werden denn auch nicht nur Maßnah­
men zum Abbau von Handelsschranken subsummiert, 
sondern viel weitergehende Schritte. Willy de Clercq 
nannte in diesem Zusammenhang in seinem Vortrag 
ausdrücklich die Verstärkung der wirtschaftlichen und 
sozialen Kohäsion, wofür besondere politische Ent­
scheidungen erforderlich seien wie etwa die Erhöhung 
der Mittel für die Strukturfonds, die Harmonisierung der 
einzelstaatlichen Wirtschaftspolitiken und die Stärkung 
und Weiterentwicklung des EWS^°. Es ist kaum zu er­
warten, daß ein so definierter „Binnenmarkt“ , oder rich­
tiger: ein „gemeinsamer Wirtschaftsraum“ , bis Ende 
1992 verwirklicht werden kann.

Forschungs- und Technologiepolitik

Forschungs- und Technologiepolitik gehört seit eini­
gen Jahren zum Tätigkeitsbereich der EG. So ist im Jahr 
1983 das Rahmenprogramm für Forschung und Techno­
logie für den Zeitraum 1985-1987 beschlossen worden, 
also noch bevor die EEA „Forschung und technologi­
sche Entwicklung“ förmlich zum Aufgabenbereich der 
Gemeinschaft erklärt hatte. Nachdem dies geschehen 
war, war es nur konsequent, daß die Kommission 1986 
ein zweites Rahmenprogramm, diesmal für den Zeit­
raum 1987-1991, vorlegte. Der Vorschlag nannte ein Fi­
nanzvolumen von 10,3 Mrd. ECU. Die Bundesrepublik, 
aber auch Großbritannien und Frankreich, lehnten die­
sen Ansatz als völlig überhöht ab. Die Kommission redu­
zierte daher das Finanzvolumen im Sommer 1986 auf 
nunmehr 7,7 Mrd. ECU, aber auch dieser Betrag fand 
nicht die erforderliche Zustimmung. So konnte der ur­
sprüngliche Zeitplan, über das Rahmenprogramm bis 
Ende 1986 zu entscheiden, nicht eingehalten werden. 
Die Interessenlage erwies sich als zu gegensätzlich: 
während kleinere Mitgliedstaaten mit einem möglichst 
gut ausgestatteten Rahmenprogramm einverstanden 
sind, weil sie sich davon Umverteilungseffekte zu ihren 
Gunsten versprechen, sind die leistungsfähigeren gro­
ßen Mitgliedstaaten für die Durchführung anspruchsvol-

503



EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT

ler und teurer Programme nicht so sehr auf Gemein­
schaftsmittel angewiesen. Sie setzen im übrigen für die 
Durchführung von Maßnahmen auf den Gebieten For­
schung und Technologie keineswegs nur auf die EG als 
Rahmen^'.

Die Beratungen zogen sich in das Jahr 1987 hinein. 
Im März hatte die belgische Präsidentschaft als Kom­
promißvorschlag ein Finanzvolumen von 6,8 Mrd. ECU 
vorgeschlagen und dafür die Zustimmung von zehn Mit­
gliedstaaten erhalten; Großbritannien lehnte weiterhin 
kategorisch ab, während die Bundesrepublik ein Einlen­
ken in Aussicht stellte. Erst Mitte Juli 1987 wurde Einver­
nehmen über das neue Rahmenprogramm erzielt. Sein 
Umfang ist auf 5,6 Mrd. ECU festgesetzt. Großbritan­
nien hat einem Kompromiß zugestimmt, wonach zu­
nächst 5,2 Mrd. ECU bewilligt werden, während die rest­
lichen 0,4 Mrd. ECU nach erfolgter Einigung über das 
künftige EG-Finanzsystem freigegeben werden sollen. 
Der ganze Vorgang ist ein Schulbeispiel für die Art und 
Weise, in der im Kreis der jetzt zwölf EG-Mitgliedstaaten 
Entscheidungen zustande kommen. Das gilt insbeson­
dere auch für Bereiche, denen von den Mitgliedstaaten 
-  aus durchaus unterschiedlichen Gründen -  hohe Prio­
rität zugemessen wird.

Bewertung der Ergebnisse

Vergegenwärtigt man sich den eben dargelegten Pro­
blembestand, konnte niemand erwarten, daß der Euro­
päische Rat auf seiner Tagung Ende Juni 1987 in Brüs­
sel abschließend über das gesamte Delors-Paket und 
damit über die zur erfolgreichen Umsetzung des in der 
EEA enthaltenen Programms nötigen Maßnahmen ent­
scheiden würde. Vielmehr wurden die Entscheidungen 
auf den nächsten Gipfel, Anfang Dezember 1987 in Ko­
penhagen unter dänischer Präsidentschaft, vertagt. Die 
Bewertung der Ergebnisse von Brüssel fällt ganz unter­
schiedlich aus: es gibt Stimmen, die von Mißerfolg und 
Scheitern sprechen, denen weniger kritische Äußerun­
gen gegenüberstehen^^. Wie ist das Ergebnis zu bewer­
ten und was bedeutet es für die weitere Entwicklung der 
Gemeinschaft?

In den Schlußfolgerungen der belgischen Präsident­
schaft werden erneut Ziele bekräftigt und dafür erforder­
liche Mittel und Wege genannt, wie sie auch im Delors- 
Paket aufgeführt sind:

□  Errichtung eines gemeinsamen Wirtschaftsraums 
mit seinen verschiedenen Elementen, also binnen­
marktgleiche Verhältnisse, Konvergenz der Wirtschafts­
und Währungspolitik und Stärkung des EWS sowie grö­
ßere wirtschaftliche und soziale Kohäsion entspre­
chend den Bestimmungen der EEA. Die Fachminister­

räte werden aufgefordert, von den in der EEA ermöglich­
ten Beschlußverfahren -  also Entscheidungen mit quali­
fizierter Mehrheit-Gebrauch zu machen, um der Vollen­
dung des Binnenmarktes näher zu kommen.

C Die Dringlichkeit eines neuen Rahmenprogramms 
für die gemeinschaftliche Forschungs- und Technologie­
politik wird nachdrücklich unterstrichen.

C Der Reform der Strukturfonds wird die zentrale Funk­
tion bei der Erreichung größerer Kohäsion zuerkannt. 
Wie im Delors-Paket wird stärkere Konzentration und 
ein effizienterer Einsatz der Mittel -  im Rahmen von Ge­
samtprogrammen -  befürwortet. Auch die Priorität zu­
gunsten weniger entwickelter Gebiete wird bestätigt. 
Während die Kommission eine Verdoppelung der Mittel 
gefordert hatte, heißt es in der Schlußerklärung ledig­
lich, es müsse ein finanzielles Ziel fixiert werden.

C Der Zusammenhang zwischen der Schaffung neuer 
Mittel und der Einhaltung strikter Haushaltsdisziplin wird 
bekräftigt. In diesem Zusammenhang wird ausdrücklich 
gesagt, daß der Zuwachs der Agrarausgaben den Zu­
wachs der Eigenmittel in keinem Fall übersteigen dürfe.

□  Was neue Eigenmittel der Gemeinschaft betrifft, so 
wird der Rat aufgefordert, eine neue Obergrenze auf der 
Basis des Bruttosozialprodukts innerhalb der EG festzu­
setzen. Die Leistungsfähigkeit der Mitgliedstaaten wird 
als Kriterium ausdrücklich anerkannt.

[I Auf dem Gebiet der Agrarpolitik wird ein Marktgleich­
gewicht angemahnt, als ergänzende Maßnahmen wer­
den aber direkte Einkommensbeihilfen -  innerhalb ei­
nes gemeinschaftseinheitlichen Rahmens -  genannt.

Kommissionspräsident Delors hatte insofern sicher­
lich recht, als er im Europäischen Parlament feststellte, 
daß die Kommissionsvorschläge auf dem Gipfel in ihrer 
Globalität gewahrt worden seien. Von einem Scheitern 
des Gipfels wird man daher gewiß nicht sprechen kön­
nen. Die Frage ist nur, ob realistischerweise endgültige 
Entscheidungen vom Gipfel in Kopenhagen erwartet 
werden können.

Schwierige Entscheidungsfindung

Der Umstand, daß im ersten Halbjahr 1987 viele der 
zentralen Probleme der Gemeinschaft nur dilatorisch

Vgl, zu diesem ganzen Komplex als zusammenfassenden Überblick 
Rudolf H r b e k ,  Vera E r d m a n n : Integrationsscfiub durcfi Tecfi- 
nologiepolitik? Zur Reichweite neuer Aktivitäten in der EG, in: ORDO- 
Jahrbuch 1987,

In der Beratung des Europäischen Parlaments vom 7. 7. 1987 über 
die Ergebnisse des Gipfels, an denen auch der belgische M inisterpräsi­
dent Martens als Ratspräsident des 1. Halbjahres 1987 und Kommis- 
sionspräsident Delors teilnahmen, wurde diese Bandbreite deutlich. Vgl. 
dazu den zusammenfassenden Bericht in Das Parlament Nr. 30-31 vom 
25, 7,/1,8, 1987, S. 13/14,
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behandelt wurden und bis Ende Juli 1987 nur einige 
drängende aktuelle Probleme einer Lösung näherge­
bracht werden konnten (Nachtragshaushalt 1987, 
Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1987/88, Rahmen­
programm für Forschung und Technologie), lag sicher 
auch an dem Umstand, daß in einer Reihe von Mitglied­
staaten nationale Wahlen abgehalten wurden. In sol­
chen Phasen sind die betreffenden Regierungen so 
stark von innenpolitischen Fragen absorbiert, daß die 
Entscheidungsfähigkeit der Gemeinschaftsinstitutio­
nen, konkret: des Rates, notwendig leidet. Hier liegt ein 
generelles Problem vor, mit dem die Gemeinschaft bei 
insgesamt zwölf Mitgliedstaaten, also relativ regelmä­
ßig und häufig stattfindenden nationalen Wahlen, auch 
künftig zu rechnen hat. Da wichtige Entscheidungen 
Einvernehmen voraussetzen, ist mit einer Beschleuni­
gung des Rhythmus der Entscheidungsfindung in der 
Gemeinschaft wohl nicht zu rechnen.

Was das konkret bedeutet, zeigte der Gipfel von Brüs­
sel. Die Schlußerklärung wurde nur von elf Delegatio­
nen gebilligt, während Frau Thatcher die Unterschrift mit 
der Begründung verweigerte, die Ausführungen seien 
zu unbestimmt und würden im übrigen keine Einsparun­
gen auf dem Gebiet der Agrarausgaben garantieren. Mit 
dieser Haltung hat sich die britische Regierung auf dem 
Gipfel in Brüssel isoliert. Sie scheint ihr Veto gegen das 
Delors-Paket als ein Faustpfand zur Erzwingung einer 
durchgreifenden Reform der gemeinschaftlichen Agrar­
politik aufzufassen. Es ist offen, wie hart London seinen 
Standpunkt in den weiteren Beratungen vertreten wird. 
Mit einem Einlenken der Briten kann deshalb gerechnet 
werden, weil London an einzelnen Teilen des Reformpa­
kets selbst starkes Interesse hat.

So wird man den Brüsseler Gipfel als Einstieg in die 
Verwirklichung des Delors-Pakets bezeichnen können. 
Vergegenwärtigt man sich die überaus lange Dauer der 
Diskussion, die bis zur Beschlußfassung über die EEA 
erforderlich war, dann fällt die Behandlung des Delors- 
Pakets in keiner Weise aus dem in der EG üblichen Rah-

Waldemar H u m m e r ,  Michael S c h w e i t z e r :  Möglichkeiten 
und Grenzen der Dynamisierung der Beziehungen Österreichs zu den 
Europäischen Gemeinschaften, in: Europa Archiv 12/1987, S, 343-350, 
hier S, 343, Zu diesem Komplex vgl, auch Andreas K h o I : Österreich 
und die Europäische Gemeinschaft, in: Europa Archiv 24/1986, S, 699- 
708.

Vgl. dazu den Überblick von Hans-Joachim 8  e e I e r : Die Bezie­
hungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Rat für Ge­
genseitige W irtschaftshilfe, in: Europa Archiv 7/1987, S. 189-198,

Vgl, dazu die Ausführungen von Werner W e i d e n f e I d : Neuorga­
nisation der Sicherheit Westeuropa, Ein Beitrag zur aktuellen Diskus­
sion, in: Europa Archiv 9/1987, 8 . 259-268,

Diese Betrachtungsweise und Interpretation wird ausführlicher erläu­
tert in Rudolf H r b e k :  30 Jahre Römische Verträge, Eine Bilanz der 
EG-Inlegration, in: Aus Politik und Zeitgeschichte B 18/87, 8 ,18-33, ins­
bes, 8, 32/33, sowie im Beitrag des Verfassers, zitiert in Anm, 2,

men. Da es um Umverteilung geht, ist das Schnüren von 
Paketen -  und nur so sind Entscheidungen überhaupt 
möglich -  entsprechend schwierig. Eine ganz andere 
Frage ist, ob die politische Öffentlichkeit, die in knapp 
zwei Jahren -  im Frühjahr 1989 nämlich -  zu den dritten 
Direktwahlen zum Europäischen Parlament aufgerufen 
wird, diese Modalitäten der Entscheidungsfindung ver­
steht und akzeptiert und damit auch den mehr als lang­
samen Rhythmus der Entscheidungsfindung in der EG.

Hohes Maß an Verflechtung

Trotz aller Schwierigkeiten bei der Bewältigung aktu­
eller Probleme sowie der Beschlußfassung über die mit­
telfristigen Perspektiven der Gemeinschaftsentwick­
lung präsentiert sich die EG international als eine Reali­
tät, mit der andere Akteure wie selbstverständlich rech­
nen. Das muß bei der Beschreibung der gegenwärtigen 
Verfassung der Gemeinschaft beachtet werden. Dazu 
gehört beispielsweise die Diskussion in Österreich, 
aber auch in anderen Rest-EFTA-Staaten, „über eine 
weitere Verdichtung des Verhältnisses zu den Europäi­
schen Gemeinschaften“ ®̂. In diesem Zusammenhang 
wird neben der Ausweitung der Freihandelsabkommen 
auch über Assoziierung oder gar Beitritt -  im Fall Öster­
reichs oder anderer neutraler Staaten unter besonderen 
Kautelen -  nachgedacht. Hinzu kommt ein weiteres In­
diz: Der Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) 
zeigt jüngst wieder erkennbares verstärktes Interesse 
an einer Intensivierung und auch Formalisierung der Be­
ziehungen zur EG^“*. Und schließlich wird der EG (mit 
der EPZ, die in der EEA auf eine feste vertragliche 
Grundlage gestellt wurde) in den aktuellen Überlegun­
gen, die sicherheitspolitische Zusammenarbeit in West­
europa enger zu gestalten und neu zu organisieren, 
eine zentrale Rolle zugeschrieben.

Es gibt also keine Veranlassung, von einer tiefgreifen­
den Krise der EG zu sprechen. Was vielmehr not tut ist, 
sich klar zu machen, wie schwierig vorwärtsweisende 
Entscheidungen in einer Gemeinschaft von Staaten zu 
erzielen sind, die unterschiedliche Strukturen und Inter­
essen aufweisen und doch auf eine im internationalen 
Rahmen bislang noch nicht dagewesene Weise mitein­
ander verklammert und aufeinander ausgerichtet sind. 
Das hohe Maß an Verflechtung und die Notwendigkeit 
des Einvernehmens werden auch die künftige Gemein­
schaftsentwicklung prägen^®. Spektakuläre große 
Sprünge sind daher nicht zu erwarten, wohl aber eine 
weitere Verdichtung der Beziehungen in kleinsten 
Schritten und Portionen. Vor zu großem Optimismus 
oder besser: zu hohen Erwartungen hinsichtlich des 
nächsten Gipfels in Kopenhagen sei daher nachdrück­
lich gewarnt.
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